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Stadtverordnetenversammlung  Entscheidung 
 
 
Betreff: 
Appell an die Hess. Landesregierung einen Landesgipfel Flüchtlinge einzuberufen 
- Antrag der FDP-Fraktion vom 27.10.2014 - 
 
 
Antrag: 
„Die Stadtverordnetenversammlung der Universitätsstadt Gießen appelliert eindringlich an 
die Hessische Landesregierung einen Landesgipfel Flüchtlinge einzuberufen, um eine 
gemeinsame, abgestimmte Vorgehensweise von Land und Kommunen bei der 
Unterbringung, Versorgung und Integration von Asylsuchenden und Flüchtlingen sowie 
eine ausreichende Finanzierung der notwendigen Aufgaben sicherzustellen.   
 
Die Kommunen dürfen bei ihren Anstrengungen zur Aufnahme, Unterbringung und 
Integration von Flüchtlingen nicht alleingelassen werden, zumal schon bisher die 
Finanzierung dieser Aufgaben durch das Land unzureichend war.“ 
 
 
Begründung: 
Immer mehr Flüchtlinge aus Kriegs- und Krisengebieten der Welt kommen zu uns. Sie 
benötigen unsere Hilfe. Aufgrund der stark steigenden Zahlen stehen die Kommunen vor 
großen Herausforderungen. Nach allen Prognosen werden diese Zahlen weiter deutlich 
steigen.  
Doch es mangelt vor Ort vielfach an geeignetem, schnell verfügbarem Wohnraum, um 
eine menschenwürdige Unterbringung sicherzustellen.  
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Außerdem bedürfen die zu uns kommenden Menschen, darunter viele Familien mit 
Kindern und minderjährige unbegleitete Kinder und Jugendliche, unserer besonderen 
Hilfe, um sich vor Ort zurecht zu finden, die Sprache zu erlernen, eine Betreuung und 
Beschulung von Kindern sicherzustellen sowie Ausbildungschancen zu eröffnen und die 
Integration in den Arbeitsmarkt zu ermöglichen.  
 
Die aus den Kriegs- und Krisengebieten zu uns kommenden Menschen sind häufig von 
Krankheiten, Schicksalsschlägen und in Folge dessen auch psychischen Belastungen 
betroffen, die daher auch einer besonderen Behandlung bedürfen.  
 
Ziel des Flüchtlingsgipfels sollte es sein, gemeinsame Standards für die Unterbringung von 
Flüchtlingen zu vereinbaren. Land und Kommunen sollten gemeinsam nach Lösungen 
suchen, auf welche Weise schnell geeigneter Wohnraum vor Ort geschaffen werden 
kann, in dem z. B. bürokratische Hindernisse durch Überprüfung und Anpassung von 
Richtlinien aus der Baunutzungsverordnung beseitigt werden.  
 
Die Kommunen sollten bei der Entwicklung und Umsetzung notwendiger 
Integrationsmaßnahmen durch das Land beraten und unterstützt werden, insbesondere 
bei Angeboten zum Erwerb der deutschen Sprache, der Betreuung und Beschulung von 
Kindern, zur Ausbildung und Teilhabe am Arbeitsmarkt und bei weiteren Maßnahmen zur 
Integration in die deutsche Gesellschaft.  
 
Die bisher vom Land für Unterbringung und Integration zur Verfügung gestellten 
finanziellen Mittel sind absolut unzureichend und müssen an den realen Bedarf angepasst 
werden.  
 
Außerdem sollte Ziel des Gipfels sein, zusammen mit den engagierten gesellschaftlichen 
Gruppen und Akteuren, insbesondere den Kirchen, Sozialverbänden und Vertretern von 
Vereinen, Konzepte und konkrete Maßnahmen zu vereinbaren, die die Bürger vor Ort 
einbeziehen, damit die Aufnahme und Integration von Flüchtlingen als gemeinsame 
Aufgabe verstanden wird.  
 
Nach den aktuellen Erfahrungen werden die zu uns kommenden Flüchtlinge und 
Asylsuchenden, auch aufgrund der katastrophalen Zustände in ihren Heimatländern, 
längere Zeit oder dauerhaft in Deutschland bleiben, so dass eine Integrationspolitik von 
Anfang an nicht nur sinnvoll, sondern zwingend notwendig ist. 
 
 
Dr. Klaus Dieter Greilich 
Stellv. Fraktionsvorsitzender 
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